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 3. Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Asylbewerber-

leistungsgesetzes  

Gesetzentwurf  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 18/12768  

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich begrüße Sie alle sehr herzlich zur heutigen Anhörung des Integrations-
ausschusses. Insbesondere begrüßen möchte ich natürlich unsere Sachverständigen 
hier im Raum und die online zugeschalteten. Ich begrüße auch die Medienvertreter, -
vertreterinnen und Zuschauer, Zuhörerinnen hier im Raum sowie im Livestream. 

Ton-, Film- und Bildaufnahmen sind während der Sitzung untersagt. 

Die Anhörung wird wie alle Sitzungen des Integrationsausschusses im Livestream über-
tragen. 

Ich bedanke mich im Namen des gesamten Ausschusses bei allen Sachverständigen 
für die abgegebenen Stellungnahmen. 

Sie finden auf Ihren Plätzen eine Übersicht, mit deren Hilfe Sie die Stellungnahmen 
den Sachverständigen bzw. den Institutionen zuordnen können. Zudem sind im Ein-
gangsbereich Kopien der Stellungnahmen ausgelegt; das war ja recht übersichtlich. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen zusammenfassen. Ich gehe davon aus, dass die Ab-
geordneten die Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen 
an die Sachverständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hin-
terfragen. 

Zum Prozedere. Pro Fragerunde kann jede Fraktion bis zu drei Fragen an ein bis zwei 
Sachverständige richten. Diese haben anschließend maximal 3 Minuten Zeit, um die 
Fragen zu beantworten. Wenn mehrere Fraktionen Fragen an einen Sachverständigen 
haben, geben wir diesem natürlich ein bisschen mehr Zeit. Es werden maximal drei 
Fragerunden durchgeführt. Die antragstellende Fraktion der FDP hat zuerst die Mög-
lichkeit, ihre Fragen an die Sachverständigen zu richten. Anschließend werde ich den 
anderen Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Größe das Wort erteilen. 

Franziska Müller-Rech (FDP): Ich darf mich zunächst im Namen der FDP-Fraktion 
und auch meines Kollegen Mark Lürbke herzlich dafür bedanken, dass Sie uns heute 
für Antworten zur Verfügung stehen. Ich danke auch für die eingereichten Stellung-
nahmen. 

Meine drei Fragen richten sich an Herrn Eppner. Sie lauten: Wie ist der aktuelle Stand 
bei der Einführung der Bezahlkarte in Ihrer Stadt und in den benachbarten Gemein-
den? Was hätten Sie sich vom Land NRW gewünscht, um eine flächendeckende 
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Einführung der Bezahlkarte zu erreichen? Wie bewerten Sie den Arbeitsaufwand bei 
der Einführung der Bezahlkarte, und wie könnte dieser verringert werden?  

Peter Blumenrath (CDU): Liebe Sachverständige, vielen Dank für Ihre Zeit und Ihre 
Stellungnahmen. 

Meine erste Frage richte ich an Herrn Yildiz von der Stadt Schwerte. Wie bewerten Sie 
die Bedeutung der kommunalen Selbstverwaltung im Kontext der Bezahlkarte, im Be-
sonderen in Bezug auf die Opt-Out-Regelung? Welche Risiken sehen Sie, sollten die 
Entscheidungsspielräume der Städte und Gemeinden durch eine verpflichtende lan-
desweite Einführung der Bezahlkarte eingeschränkt werden? Vielleicht können Sie in 
einem Nebensatz darauf eingehen, wie Sie die im Koalitionsvertrag auf Bundesebene 
festgehaltenen Änderungen einschätzen. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Meine ersten Fragen richten sich an Herrn Voigt. Vielen 
Dank für Ihre Stellungnahme, der ich kein Pro-Argument entnehmen konnte. Daher 
lauten meine Fragen: Warum sind Sie aus grundsätzlichen Erwägungen gegen die 
Bezahlkarte? Welche Bedenken haben Sie hinsichtlich der flächendeckenden Einfüh-
rung der Bezahlkarte, insbesondere im Hinblick auf Datenschutz, Sicherheit und Ak-
zeptanz bei Nutzerinnen und Nutzern? 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Ich habe nur eine Frage, die ich an Herrn Voigt richte. Be-
schreiben Sie einmal, wo Sie die Probleme bei der Streichung der Opt-Out-Möglichkeit 
sehen. Was würde das für Kommunen und ihre Freiheit bedeuten? Sie haben das in 
Ihrer Stellungnahme eigentlich schon beschrieben, vielleicht erläutern Sie es aber ein-
fach noch einmal mündlich. 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Ich richte meine Frage an Herrn Yildiz und Herrn Eppner. 
Es geht um die Missbrauchsmöglichkeiten mittels der SEPA-Funktion. Vielleicht ist 
Ihnen bekannt, dass ein Schreiben des Bürgermeisters der Stadt Langenfeld dazu vor-
liegt. Vielleicht haben Sie das im interkommunalen Austausch hier und da mitbekom-
men und können dazu einige Ausführungen tätigen. 

Kenan Yildiz (Stadt Schwerte [per Video zugeschaltet]): Ich beginne mit den Fragen 
der CDU. Sie stehen in einem gewissen Zusammenhang. 

Zur Bedeutung des Selbstverwaltungsrechts der Kommunen und den Risiken, die mit 
einer Abschaffung der Opt-Out-Regelung verbunden wären. Ich weise auf meine Stel-
lungnahme hin, insbesondere auf Seite 2, Mitte, folgende. Dort führe ich aus, dass die 
Ausgangssituation vor Ort bei der Einschätzung, ob und wie eine solche Umsetzung 
vollzogen werden sollte, sehr relevant ist. Insofern ist auch das in der Landesverfas-
sung verankerte Recht der Kommunen aus Art. 28 Abs. 2 Grundgesetz relevant. 

Ich interpretiere die Bezahlkartenverordnung so, dass der Verordnungsgeber bzw. das 
Land dem Rechnung trägt, indem beispielsweise am Ende eine Evaluierung vorgese-
hen wird, um auch mit Blick auf Best-Practice-Beispiele zu schauen, ob und wie die 
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einzelnen Kommunen und Gemeinden mit dieser Situation umgegangen sind, welche 
Auswirkungen und Wirkungen das vor Ort hatte und welche Handlungsalgorithmen 
oder -empfehlungen daraus abgeleitet wurden oder werden können. Insbesondere ist 
die Möglichkeit dieser Evaluierung darauf fokussiert, zu ermitteln, wie sich die Ange-
messenheit der Bargeldgrenze ausgewirkt hat. 

Ich kann wie schon in der Stellungnahme dargelegt nur dafür plädieren, die Opt-Out-
Regelung erst einmal so zu belassen, wie sie ist. Viele Kommunen haben schon damit 
begonnen, die Opt-Out-Regelung entweder zu nutzen oder nicht und entsprechende, 
für die Situation vor Ort passgenaue Regelungen zu entwickeln. Dem sollte man Raum 
geben, zu greifen, um daraus ableiten zu können, ob und wie diese Regelungen bis 
2027 vor Ort angekommen sind. 

Es wäre schwierig, jetzt die Rolle rückwärts zu machen, § 4 Abs. 1 und damit auch 
Abs. 2 Bezahlkartenverordnung NRW aufzuheben und damit eine landesweite Umset-
zung der Bezahlkarte einzuführen, weil viele Kommunen sich sehr intensiv damit aus-
einandergesetzt und eine Lösung für die Situation vor Ort gefunden haben. Das hatte 
durchaus befriedigende Funktionen, und zwar nicht nur innerhalb der Fraktionen, des 
Stadtrats und der Fachausschüsse, sondern auch innerhalb der Gesamtgesellschaft. 
Es könnte durchaus herausfordernd sein, wenn jetzt, nachdem eine Befriedung her-
gestellt ist, nach relativ kurzer Zeit § 4 Bezahlkartenverordnung NRW wieder gestri-
chen würde. 

Die zweite Frage der CDU-Fraktion bezog sich auf die Entwicklung auf Bundesebene. 
Ich vermute, dass damit Bezug darauf genommen wird, dass in Planung ist, die Be-
zahlkarte bundesweit flächendeckend einzuführen; solche Überlegungen stehen je-
denfalls im Raum. Nein, das kann ich insofern … 

(Aussetzen der Videoübertragung) 

… mir noch nicht vorliegen – insbesondere dazu, wie eine solche bundesweite Rege-
lung aussehen soll, welche Bargeldgrenze es geben soll und wie gegebenenfalls Aus-
nahmeregelungen aussehen sollen. Weil die Entwicklung auf Bundesebene noch aus-
steht, ist sicherlich förderlich, diese abzuwarten, bevor man landesseitig einen Son-
derweg geht, nur um vielleicht in einigen Monaten die doppelte Rolle rückwärts zu 
machen. Mit Blick auf Klarheit, Rechtssicherheit und eine gewisse Planungssicherheit 
vor Ort wäre sicherlich förderlicher, bei der bisherigen Regelung zu bleiben und abzu-
warten, ob die Regelung auf Bundesebene überhaupt kommt und wenn ja, mit wel-
chem Inhalt sie kommt, statt § 4 Bezahlkartenverordnung aufzuheben und dann fest-
zustellen, dass auf Bundesebene dafür vielleicht andere Mechanismen vorgesehen 
werden, denen dann zu folgen ist. 

Zur Frage der AfD-Fraktion bezüglich Missbrauchsmöglichkeiten der Bezahlkarte. Ich 
bitte um Verständnis, dass ich dazu gar nichts sagen kann, weil mir das Schreiben 
nicht bekannt ist. Ich kenne die allgemeine Diskussion zu dieser Missbrauchsmöglich-
keit durchaus, aber das Schreiben ist mir nicht bekannt. Insofern kann ich dazu nichts 
sagen. 
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Claudius Voigt (GGUA Flüchtlingshilfe [Gemeinnützige Gesellschaft zur Unter-
stützung Asylsuchender]): Vielen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier 
eine Stellungnahme zum Thema „Bezahlkarte und Opt-Out“ abzugeben. 

Zur Frage von Frau Gosewinkel nach den grundsätzlichen Problemen mit der Bezahl-
karte. Aus unserer Sicht basiert die Bezahlkarte an sich schon auf falschen Annahmen. 
Als die Ministerpräsidentinnen sich vorletztes Jahr darauf geeinigt haben, lautete ein 
wesentliches Argument für die Bezahlkarte, dass sie erstens zu Digitalisierung führen 
würde, weniger Verwaltungsaufwand und weniger Kosten bedeuten würde und zwei-
tens Zahlungen ins Ausland verhindern solle. Diese beiden Annahmen sind von Grund 
auf falsch, denn die Bezahlkarte reduziert keinen Verwaltungsaufwand, sondern pro-
duziert erheblichen Mehraufwand, insbesondere in den Kommunen, um die es heute 
ja geht. Das ist schlicht deswegen der Fall, weil in den Kommunen keine Sachleistun-
gen und keine Gutscheine ausgegeben werden, sondern Leistungen fast immer per 
Kontoüberweisung ausgezahlt wurden. Wenn dort ein zusätzliches, neues Instrument, 
ein Parallelsystem eingeführt wird, ist das ineffizient und führt logischerweise zu mehr 
statt zu weniger Aufwand. 

Dass Geldleistungen aus den Asylbewerberleistungen in großem Umfang ins Ausland 
transferiert wurden, ist eine Annahme, die empirisch nicht belegbar ist. Der Bundesre-
gierung liegen dazu keinerlei Informationen vor. Eine Studie des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung besagt, dass nur 7 % der Geflüchteten überhaupt Geld ins 
Ausland überweisen. Gerade bei Menschen, die Sozialleistungen und dann auch noch 
die niedrigen Sozialleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bekommen, 
liegt nahe, dass überhaupt kein Raum dafür ist, in erheblichem Umfang Geld ins Aus-
land zu zahlen. 

Die Annahmen sind also falsch, und die Folgen daraus aus unserer Sicht fatal. Die 
Bezahlkarte ist ein Instrument der Ungleichmachung und der Ungleichbehandlung. 
Das kann und sollte nicht das Ziel nordrhein-westfälischer Politik sein. Ziel sollte viel-
mehr sein, gleich zu behandeln, Teilhabe zu ermöglichen und sozialer Exklusion vor-
zubeugen. Das tut die Bezahlkarte nicht, weil sie mit erheblichen Restriktionen ver-
bunden ist. 

Was wäre, wenn die Opt-Out-Regelung gestrichen würde? Ich sehe das ähnlich wie 
Herr Yildiz. Die Opt-Out-Regelung ist die zweitbeste Möglichkeit, wenn man denn die 
Bezahlkarte in Nordrhein-Westfalen beibehält und sie als Regelleistungsform vorgibt, 
wie es im Moment im Landesgesetz vorgesehen ist. In diesem Fall ist die Opt-Out-
Regelung ein Weg, damit sich Kommunen, die sich aus guten Gründen gegen die Be-
zahlkarte entscheiden wollen, die Möglichkeit haben, dies zu tun. 

Im Bundesgesetz ist die Bezahlkarte nicht als vorrangige oder vorgeschriebene Mög-
lichkeit vorgesehen, sondern als Ermessensentscheidung. Das bedeutet, dass die 
Kommunen eigentlich in jedem Einzelfall entscheiden müssen, ob sie die Bezahlkarte 
oder ein anderes Instrument, also die Kontoüberweisung, aus verschiedenen Gründen 
wählen. Das Landesrecht dehnt die Regelung im Bundesgesetz mit der Regelung, 
dass im Regelfall die Bezahlkarte genutzt werden soll, schon sehr. Das ist juristisch 
durchaus umstritten. Es gibt dazu eine Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des 
Bundestags von März dieses Jahres mit dem Fazit, dass es für die Bundesländer nicht 
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so einfach ist, das Bundesrecht derart in eine Richtung zu dehnen. Die Opt-Out-Rege-
lung ist zumindest eine Möglichkeit, mit der sich Kommunen gegen die Bezahlkarte 
entscheiden können. Diese sollte beibehalten werden. 

Über 70 Kommunen haben sich schon für die Opt-Out-Möglichkeit entschieden. Da-
runter sind viele Großstädte, darunter sieben der zehn größten Städte in Nordrhein-
Westfalen, aber auch viele Kleinstädte und Gemeinden. In diesen 70 Kommunen leben 
ungefähr 37 % der Einwohnenden und damit auch ungefähr 37 % der Geflüchteten in 
Nordrhein-Westfalen. Vermutlich wird in absehbarer Zeit die Mehrheit der Kommunen 
die Opt-Out-Möglichkeit nutzen. Man kann das auch so übersetzen, dass viele Kom-
munen die Bezahlkarte nicht wollen. Von Landesseite aus vorzuschreiben, dass sie 
trotzdem verwendet werden muss, wäre nicht der richtige Weg. 

Enrico Eppner (Stadt Hallenberg [per Video zugeschaltet]): Schönen guten Tag! Ich 
bin Bürgermeister der Stadt Hallenberg im Hochsauerlandkreis und bedanke mich für 
die Möglichkeit, heute an der Anhörung teilzunehmen. 

Ich beziehe mich zunächst auf die erste Frage der FDP-Fraktion nach dem aktuellen 
Stand. Der Hochsauerlandkreis mit der Stadt Hallenberg und vielen anderen Städten 
und Gemeinden ist der flächenmäßig größte Kreis. Es sind zwölf Klein-, Kleinststädte 
und Gemeinden. Für sie wäre der Wegfall der Opt-Out-Regelung eine Chance gewe-
sen. Wir sähen es als gelebte Entfesselung, wenn wir bei den vielen Restriktionen, die 
uns aufgedrückt werden, an der Stelle die Möglichkeit gehabt hätten, ein flächende-
ckendes System einzuführen. 

Hier haben sich alle zwölf Städte und Gemeinden abgestimmt. Ziel ist, die Bezahlkarte 
flächendeckend einzuführen. Gerade als kleine Kommunen werden wir bei der techni-
schen Abwicklung vor Herausforderungen gestellt. Da geht es etwa um die Verfahren 
zur Einführung auf technischer Seite und die Umsetzung in der Realität. Das stellt uns 
vor große Herausforderungen. Die HVB-Konferenz hat aber einstimmig entschieden, 
das Ganze auf Kreisebene anzugehen. Es wird über einen Flickenteppich gesprochen. 
Da spreche ich gar nicht von Kommunen. Vielmehr hat hier der komplette Landkreis 
entschieden, keinen Gebrauch von der Opt-Out-Regelung zu machen. Da lautete der 
Wunsch, das zumindest für das Land Nordrhein-Westfalen flächendeckend zu ma-
chen. 

Im Koalitionsvertrag von SPD und CDU/CSU steht: 

„Die Anreize, in die Sozialsysteme einzuwandern, müssen deutlich redu-
ziert werden. Wir wollen, dass die Bezahlkarte deutschlandweit zum Einsatz 
kommt, und werden ihre Umgehung beenden.“ 

Das ist die einzige Stelle, an der das Thema Erwähnung im Koalitionsvertrag findet. 
Damit gehen wir davon aus, dass eine entsprechende Bundesgesetzgebung folgen 
wird. 

Den Arbeitsaufwand bewerten wir im Hochsauerlandkreis so, dass er für alle einzeln 
hoch gewesen wäre. Deswegen gehen wir das auf Landkreisebene im Kollektiv an. 
Entsprechend lautet unser Wunsch, dass das Land dem mit der Vorgabe, es umzusetzen, 
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nachgekommen wäre. So hätte man für den Einführungszeitraum ein einheitliches, 
landesweites System gehabt und höhere Akzeptanz geschaffen. 

Wir gehen davon aus, dass das nicht nur eine Entfesselung bedeutet hätte, sondern 
auch davon, dass eine Praktikabilität, wenn es in der Fläche ausgerollt wird, gegeben 
ist. 

Zur Frage der AfD Fraktion schließe ich mich der Aussage von Herrn Yildiz an. Auch 
mir ist dieses Schreiben nicht bekannt. Deswegen kann ich dazu keine Stellung beziehen. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Meine nächste Frage richte ich an Herrn Yildiz. Welche 
Risiken und Herausforderungen sehen Sie bei der flächendeckenden Verpflichtung zur 
Nutzung der Bezahlkarte, insbesondere im Hinblick auf Rechtssicherheit, Menschen-
würde und gesellschaftlichen Zusammenhalt? 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Auch ich habe eine Frage an Herrn Yildiz. Viele Kommunen 
geben als Grund an, dass sie in den kommunalen Unterbringungen die Menschen über 
die Basiskonten versorgen. Zumindest in meiner Kommune, in Essen, wird das so dis-
kutiert, dass die Umstellung auf die Bezahlkarte – auch in Kombination mit Jobs etc. – 
zu kompliziert ist. Das ist häufig der Grund, aus dem viele Ruhrgebietskommunen die 
Opt-Out-Möglichkeit nutzen. 

Ich habe extra noch einmal nachgeschaut, es in Ihrer Stellungnahme aber vielleicht 
überlesen. Sie haben diesen Grund nicht angeführt. Daher frage ich, ob Ihnen das 
bekannt ist und ob Sie zustimmen, dass das für eine Kommune auch ein Grund sein 
kann, die Opt-Out-Möglichkeit zu nutzen. 

Kenan Yildiz (Stadt Schwerte [per Video zugeschaltet]): Ich beginne mit der Frage 
der SPD-Fraktion, inwieweit bei einem landesweiten Roll-out Bedenken in Bezug auf 
Rechtssicherheit, Menschenwürde und gesellschaftlichen Zusammenhalt bestünden. 
Zunächst weise ich zu allen drei Aspekten noch einmal höflich auf meine Stellung-
nahme hin. Ich weiß, dass wir die Stellungnahme nicht noch einmal wiedergeben sol-
len. Daher weise ich auf Seite 3 f. hin. Dort zähle ich enumerativ insbesondere die 
Dinge auf, denen sich Deutschland etwa mit der EU-Grundrechtecharta, der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte und dergleichen verpflichtet hat. Daraus sind die 
Menschenwürde betreffende Maßgaben bzw. Mindeststandards ableitbar. Auch da-
rum geht es bei der Frage, ob und wie hierher geflüchtete Menschen betreut werden. 
Es geht nicht nur darum, ob Leistungen gewährt werden, sondern auch darum, wie sie 
gewährt werden. Das macht unabhängig davon, ob die Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz im Grunde vollzogen werden, durchaus einen Unterschied. Die 
Bezahlkarte wird mit einer Bargeldgrenze eingeführt, die in vielen Fällen die Lebens-
wirklichkeit nicht abbildet und schon dadurch zu einer faktischen Verkürzung der Stan-
dards führen könnte. 

Zur Rechtssicherheit. Wie ich eben dargestellt habe, hat sich eine Reihe von Kommunen 
mit dieser Frage bereits auseinandergesetzt bzw. musste das tun. Die Kommunen sind 
zu dem Ergebnis gekommen, die Opt-Out-Regelung zu nutzen und die Bezahlkarte 
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nicht einzuführen. Andere Kommunen haben aus Erwägungen, die vor Ort tragend 
waren, doch die Einführung der Bezahlkarte vorgenommen. 

Würde man nun trotz der geschaffenen Opt-Out-Regelung diese kurzfristig wieder kip-
pen und damit die landesweite Einführung der Bezahlkarte regeln, führte dies das, was 
auf Kommunalebene passiert ist, gewissermaßen ad absurdum. 

Die Kommunen wissen am besten, was vor Ort benötigt wird, wie die Mechanismen 
vor Ort am besten greifen, welche Bedarfe es gibt und wie diese befriedigt werden 
können. Da geht es um Lebensmittel und andere Güter, die die hierher geflüchteten 
Menschen benötigen. 

Erschwerend hinzukommt – auch das habe ich vorhin schon geschildert –, dass man 
gegebenenfalls wieder eine Anpassung vornehmen müsste, sollte ein bundesweiter 
Roll-out der Bezahlkarte auf Bundesebene beschlossen werden, wobei die Umsetzung 
von dem abweicht, was das Land NRW durch die Abschaffung der Opt-Out-Regelung 
einführt. So müsste man in kurzer Zeit zwei Anpassungen vornehmen. 

Das alles ist hypothetisch. Wir wissen nicht, wie die Bezahlkarte auf Bundesebene, 
sollte sie kommen, gestaltet werden wird. Das gilt insbesondere für die Bargeldgrenze 
in Höhe von 50 Euro. 

In Bezug auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt verweise ich noch einmal auf 
meine Stellungnahme. Das ist schwierig. Die Bezahlkarte hat vor Ort, gerade weil sie 
im Stadtrat besprochen wird, umfassende Diskussionen ausgelöst. 

(Aussetzen der Videoübertragung) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sie waren gerade nicht mehr zu verstehen. Können 
Sie Ihre Aussage ab dem Thema „Stadtrat“ noch einmal wiederholen? 

Kenan Yildiz (Stadt Schwerte [per Video zugeschaltet]): Die Bezahlkarte war Thema 
nicht nur bei uns in Schwerte, sondern, wie ich mir vorstelle, auch in anderen Gemeinden 
und Kommunen innerhalb der Stadtgesellschaft, bei den ehrenamtlich Engagierten. 

In Schwerte haben wir mit dem Arbeitskreis Asyl beispielsweise eine stark aufgestellte 
Gruppe, die sich ehrenamtlich um hierher geflüchtete Menschen kümmert. Mit 600 En-
gagierten bei einer Kommune mit ca. 48.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ist das 
durchaus eine schlagkräftige, engagierte Truppe. Es gibt noch viele weitere. Diese 
haben sich über die verschiedenen Medien, über die Presse und die Arbeitsgruppen 
mit dieser Thematik auseinandergesetzt. 

Der gesellschaftliche Zusammenhalt hat sich jetzt dadurch kitten lassen, dass der 
Stadtrat die Entscheidung getroffen hat, die auch die Mehrheit der Gesellschaft mit-
trägt, die insbesondere die sie tragenden Strukturen, die ehrenamtlich Engagierten 
mittragen. Das hat zur Befriedung beigetragen. 

Kippte man nun kurzfristig die Opt-Out-Regelung, käme auf Kommunalebene, die das 
Recht erhalten hat, da über Art. 28 Grundgesetz im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung eingreifen zu können, ein irgendwie seltsames Signal an. Es würde einem, 
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insbesondere den Ehrenamtlichen, die sich in dem Bereich engagiert haben, aus den 
Händen gerissen. Das ist schwierig. 

Nun zur Frage von Frau Eğlence zur Umstellung und zum Verwaltungsaufwand. Ich 
habe diesen Aspekt in der Tat in der Stellungnahme nicht aufgeführt. Es ist aber durch-
aus mitunter ein Grund, warum sich Kommunen gegen die Einführung der Bezahlkarte 
entschieden haben, wie ich von anderen Kolleginnen und Kollegen höre und lese. 

Ich bitte da um Verständnis. Die Stellungnahme ist von 30 Seiten auf den jetzigen 
Umfang heruntergekürzt worden, weil ich das niemandem zumuten wollte. Wie viele 
andere ist dieser Passus in diesem Zug gewichen. 

Die Frage bezüglich des Verwaltungsaufwands ist aber substanziell. Bei einer Stadt 
wie Schwerte würde das zu einem spürbaren Verwaltungs- und Personalaufwand füh-
ren. Wir müssten Personal im Sozialamt einstellen. Das sind übrigens Kosten, für die 
wir als Kommune aufkommen müssen. Gerade in herausfordernden haushalterischen 
Lagen, wie es sie insbesondere im Ruhrgebiet gibt, kommt das zum Tragen. Mitunter 
ist auch das für die Verantwortlichen ein Grund, die Bezahlkarte nicht einzuführen, 
damit man nicht auf diesen Kosten sitzen bleibt. Das gilt auch vor dem Hintergrund, 
dass die mit der Bezahlkarte verbundenen vermeintlichen Vorteile nicht empirisch be-
legt sind; das hat Herr Voigt schon geschildert. Mir ist jedenfalls nicht bekannt, dass 
eine empirische Grundlage vorhanden wäre. Im Rahmen meiner Recherche habe ich 
keine finden können. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Gibt es weitere Fragen? – Ich sehe nur Kopfschütteln. 

Damit sind wir recht zügig am Ende. Ich danke allen Sachverständigen für die Einrei-
chung der Stellungnahmen und die Bereitschaft, hier Rede und Antwort zu stehen und 
hierher zu kommen. 

Wir sind am Ende unserer heutigen Anhörung. Die nächste Sitzung des Integrations-
ausschusses findet am 14. Mai 2025 um 13:00 Uhr wieder in Form einer Anhörung 
statt. 

Die Sitzung ist beendet. 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

Anlage 
15.05.2025/15.05.2025 
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Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Asylbewerberleistungsgesetzes 
 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP, Drucksache 18/12768 
 

am Mittwoch, dem 7. Mai 2025 
13.30 bis (max.) 15.30 Uhr, Raum E1 D05, Livestream 

 
T a b l e a u 

 

 
 

eingeladen Teilnehmer/innen 
Stellung-
nahme 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

keine Teilnahme --- 

Städte- und Gemeindebund Nordrhein- 
Westfalen 
Düsseldorf 
 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 
 

Kenan Yildiz 
Erster Beigeordneter 
Schwerte 
 

Kenan Yildiz 18/2529 

GGUA Flüchtlingshilfe 
Gemeinnützige Gemeinschaft zur 
Unterstützung Asylsuchender e.V. 
Münster 
 

Claudius Voigt 18/2535 

Enrico Eppner 
Bürgermeister 
Stadt Hallenberg 
Hallenberg 
 

Enrico Eppner 
(Videokonferenz) 

--- 
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